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ANZEIGE

Parteitag der SVPAargau
Martina Bircher kämpfte erfolglos
für ein Ja zur «Ehe für alle». Region

So gelangenSie anTickets
Die Schweizer Nati trifft nächste Woche
in der WM-Quali auf Italien. Sport

HorstHablitz
«Auch ein Polizist darf
natürlich weinen», sagt
der Psychologe. Region

GrüneAargaubald
mit einerPräsidentin?
Politik An der Mitgliederversammlung
der Aargauer Grünen kündigte Daniel
Hölzle an, er werde das Präsidium der
Partei mittelfristig abgeben. Seine
Wunschkandidatin für die Nachfolge
ist die 35-jährige Mirjam Kosch aus
Aarau. Für die Grossrätin ist das Grü-
nen-Präsidium derzeit noch keine
Option, in den Parteivorstand wurde sie
aber bereits gewählt. (aka) Region

ImpfzwangdurchdieHintertür:
GastrochefgreiftBundesratan
Kritik an geplanter Ausweitung der Zertifikatspflicht auch im Aargau – doch ein Clubbetreiber sieht Vorteile.

Nina Fargahi, Doris Kleck,
Eva Berger und Fabian Hägler

Der Bundesrat wappnet sich für den
Fall, dass die Spitalanweisungen von
Covid-Patienten weiterhin stark zuneh-
men. Setzt sich die Entwicklung in glei-
chem Tempo fort, könnte eine Überlas-
tung in wenigen Wochen Tatsache sein.
Das will der Bundesrat mit einer Aus-
weitung der Zertifikatspflicht auf Res-

taurants, Kultur- und Freizeiteinrich-
tungen sowie Anlässe verhindern. Er
hat die Massnahme bei den Kantonen
«vorsorglich» in die Konsultation ge-
schickt. Diese haben bis am Montag
Zeit, dazu Stellung zu nehmen. Alain
Berset betonte, man werde die Ausdeh-
nung nur beschliessen, falls sie wirklich
nötig sei. Beschlossen ist hingegen,
dass die Tests für ein Covid-Zertifikat
ab 1. Oktober nicht mehr gratis sind.

Der Bundesrat erntet für die Ausdeh-
nung der Zertifikatspflicht viel
Zuspruch von Parteien und Verbänden.
Damit könnten «restriktivere Mass-
nahmen» verhindert werden, so die
FDP. Heftige Kritik kommt von der SVP
und von Casimir Platzer, Präsident des
Verbandes Gastrosuisse. Der Bundes-
rat missbrauche die Gastrobranche, um
einen Impfzwang durch die Hintertüre
einzuführen, so Platzer. Auch der Aar-

gauer Gastropräsident Bruno Lusten-
berger kritisiert die Ausweitung. Nun
müssten die Wirte auch noch Polizist
spielen. Michael Ganz, Clubbetreiber
in Aarau, sieht das Zertifikat hingegen
als eine Art Gütesiegel, damit sich die
Besucher sicher fühlen «Wer diese
Massnahmen nicht mittragen möchte,
den möchte ich auch nicht in meinem
Lokal haben», sagt Ganz.
Kommentar rechts Schwerpunkt, Region

Der Aargauer Regierungsrat Dieter Egli spricht vor passendem Hintergrund über Innovations-Champions. Bild: André Albrecht

Aargaustösst inSpitzengruppevor
Eine UBS-Studie bescheinigt dem Kanton eine hohe Wettbewerbsfähigkeit.

Vergleich In einer neuen Studie der
Grossbank UBS zur Wettbewerbsfähig-
keit verbessert sich der Kanton Aargau
um eine Position und kommt hinter
Zug, Basel-Stadt und Zürich auf Rang
vier. Am Schluss der Rangliste befin-
den sich die ländlichen Kantone Wal-
lis, Graubünden und der Jura. Die UBS
attestiert dem Aargau eine «hohe

Wettbewerbsfähigkeit», das höchste
zu erhaltende Prädikat. Lob gibt es von
der UBS vor allem für die gute Wirt-
schaftsstruktur und die soliden Staats-
finanzen. Verbesserungspotenzial se-
hen die Studienautoren hingegen beim
Humankapital und der Innovation.

Hier zeigt sich eine gewisse Dis-
krepanz zwischen der Innen- und

Aussenwahrnehmung. So wünscht
sich der neue Aargauer Volkswirt-
schaftsdirektor Dieter Egli, «dass
Aargauer Unternehmen Innovations-
Champions bleiben». Dies sagte er
am physisch durchgeführten achten
Jahresanlass des HightechZentrums
Aargau. (rom/mku)

Wirtschaft, Region

Kommentar

Diese Reihenfolge
geht nicht auf
Soll das letzte Bett einer Intensivsta-
tion einem 40-jährigen Impfverwei-
gerer, der an Corona erkrankt ist, oder
einem 80-jährigen geimpften Patien-
ten zugesprochen werden? Wenn
Ärzte solche Entscheidungen treffen
müssen, dann hat die Politik versagt.
Anders als während der ersten und
der zweiten Welle verfügen wir jetzt
dank wirkungsvoller Impfstoffe und
grosser Testkapazität über die Mittel,
um überfüllte Intensivstationen zu
vermeiden, ohne dass die Freiheit der
Gesellschaft gravierend einge-
schränkt werden müsste.

Es ist deshalb richtig, dass der Bundes-
rat nun Vorbereitungen trifft, um die
Zertifikatspflicht auf Restaurants,
Fitnesscenter, Hallenbäder und Kinos
auszuweiten. Man fragt sich bloss,
warum erst jetzt? Gesundheitsminister
Alain Berset sagt dazu lapidar: «Wer
hätte vor zwei Wochen gedacht, dass
die Zahlen so rasch steigen?» Die
Antwort lautet: viele Experten. Vor
allem aber: Es gehört zum Wesen der
Vorbereitung, dass man sie frühzeitig
anpackt.

Warum also zuerst lang und breit
darüber debattieren, ob man die Tests
kostenpflichtig machen soll, obwohl
klar ist, dass damit die Infektionszahl
nicht so rasch gesenkt werden kann?
Apropos kostenpflichtige Tests: Diese
werden die Spaltung der Gesellschaft
bald unnötigerweise weiter vorantrei-
ben: Denn mit Zertifikatspflicht und
kostenpflichtigen Tests werden
zumindest weniger gutbetuchte
Impfskeptiker vom gesellschaftlichen
Leben ausgeschlossen.

Raffael Schuppisser
raffael.schuppisser@
chmedia.ch

USAmachenbeim
AbzugderSoldaten
ausKabulTempo

Afghanistan Das US-Militär ist derzeit
noch mit rund 5400 Soldaten am Flug-
hafen der Hauptstadt Kabul im Einsatz.
Das sagte der Sprecher des US-Vertei-
digungsministeriums, John Kirby, am
Mittwoch in Washington. Zuvor waren
es rund 5800 gewesen. Die USA hatten
mehrere hundert ihrer Soldaten ausge-
flogen, nachdem Präsident Joe Biden
entschieden hatte, vorerst an dem Plan
festzuhalten, die Truppen bis 31. Au-
gust, also kommenden Dienstag, kom-
plett abzuziehen. Ziel sei es, in Kabul
möglichst bis zum Schluss Evakuie-
rungsflüge für Schutzbedürftige abzu-
wickeln, während zugleich schrittweise
die amerikanische Truppenpräsenz re-
duziert werde.

In Deutschland hat derweil Kanzle-
rin Angela Merkel im Bundestag Fehl-
einschätzungen in Afghanistan einge-
räumt. Den Vorwurf einer zu zögerli-
chen Aufnahme ehemaliger afgha-
nischer Mitarbeiter der Bundeswehr
wies die CDU-Politikerin allerdings
weitgehend zurück. Man sei in einem
Dilemma gewesen. (chm/dpa) Ausland
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